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Vorwort

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,
die Besoldung der Richter und 
Staatsanwälte in Deutschland 
driftet immer weiter auseinan-
der. Das belegen aktuell erhobene  
Zahlen des Deutschen Richterbun-
des (DRB).

Demnach erhält ein junger Richter 
oder Staatsanwalt im Saarland in-
zwischen rund 11000 Euro pro Jahr 
weniger Gehalt als ein Berufsanfän-
ger in der bayrischen Justiz. 2009 
hatte der maximale Gehaltsunter-
schied zwischen den Ländern noch 
bei 186,11 Euro pro Monat oder rund 
fünf Prozent gelegen. Auch für Rich-
ter und Staatsanwälte mit langjähri-
ger Berufserfahrung öffnet sich die 
Einkommensschere. So erhält ein 
verheirateter Richter oder Staatsan-
walt mit zwei Kindern in der Besol-
dungsgruppe R 2 /Endstufe in Bay-
ern knapp 800 Euro mehr pro Monat 
für seine Arbeit als  vergleichbare 
Kollegen in Berlin. Im Jahr 2009  hat-
te die maximale Differenz noch bei 
rund 420 Euro gelegen.

Hinzu kommt, dass die Bezüge in 
der Justiz immer weiter hinter die 

Einstiegsgehälter für vergleichbar 
qualifizierte Juristen in der Privat-
wirtschaft zurückfallen. Nach einer 
Studie der Kienbaum Consultants 
International GmbH im Auftrag des 
DRB haben sich die Gehälter von 
Mitarbeitern ohne Führungsrolle 
in Wirtschaft und in Kanzleien im 
25-Jahres-Vergleich etwa verdop-
pelt. Wer heute als lediger Richter 
oder Staatsanwalt in den Beruf 
einsteigt, erhält im bundesweiten 
Durchschnitt rund 48000 Euro brut-
to im Jahr. Ein vergleichbarer Prä-
dikatsjurist in einem Unternehmen 
verdient hingegen im Mittel  87000 
Euro jährlich, während ein Anwalt 
in einer Großkanzlei auf der ers-
ten Karrierestufe im Schnitt sogar  
118 000 Euro pro Jahr erhält. Der 
25-Jahres-Vergleich verdeutlicht die 
Dramatik der Entwicklung: Verdien-
ten junge Richter und Staatsanwäl-
te 1992 noch 10000 Euro weniger 
im Jahr als vergleichbare Juristen in 
Unternehmen, beträgt die Differenz 
heute fast 40000 Euro. Besonders 
Länder mit schlechterer Besoldung 
haben es bei der Nachwuchsgewin-
nung dadurch immer schwerer.
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Vorwort

Die jüngsten Zahlen unterstreichen, 
wie wichtig es ist, schnellstmöglich 
zu einer bundeseinheitlichen Be-
soldung für Richter und Staatsan-
wälte zurückzukehren. Ohne eine 
verbindliche Übereinkunft der Län-
der über ein amtsangemessenes 
Mindestniveau bei den Bezügen 
dürften die Fliehkräfte bei der Be-
soldung noch zunehmen und die 
Justiz für junge Juristen weiter an 
Attraktivität verlieren. Mit dem vor-
liegenden Argumentationspapier 
wollen wir Ihnen zehn gute Gründe 
für eine bundeseinheitliche R-Be-
soldung geben.

Es gibt noch viel Überzeugungsar-
beit in der Politik zu leisten: Ob-
wohl eine Studie Sachsen-Anhalts 
im Auftrag der Justizministerkon-
ferenz wachsende Gehaltsunter-
schiede zwischen den Ländern 
konstatiert, sehen die Justizmi-
nister nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur 
R-Besoldung vom 5. Mai 2015 (2 
BvL 17/09 u. a.) keinen Handlungs-
bedarf. Dem gilt es bei jeder Gele-
genheit mit überzeugenden Argu-
menten entgegenzutreten.

Das Bundesverfassungsgericht hat 
hierzu ausgeführt:

„Der Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 
GG) hindert den Landesgesetzge-
ber zwar grundsätzlich nicht, von 
der Gesetzgebung anderer Länder 
abweichende Regelungen zu tref-
fen und  dabei  den unterschied-
lichen wirtschaftlichen und finan-
ziellen Verhältnissen der Länder 
Rechnung zu tragen (vgl. BVerfGE 
30, 90 <103>; 93, 319 <349>). 
Gleichwohl ist eine unbegrenzte 
Auseinanderentwicklung der Be-
züge im Bund und in den Ländern 
durch die infolge der Neuord-
nung der Kompetenzverteilung im 
Grundgesetz eröffnete Befugnis 
zum Erlass jeweils eigener Besol-
dungsregelungen nicht gedeckt. 
Art. 33 Abs. 5 GG setzt der Gestal-
tungsfreiheit des Gesetzgebers 
insoweit Grenzen, ohne ein besol-
dungsrechtliches Homogenitäts-
gebot zu postulieren.“

Die Besoldung hat sich jedoch in 
Bund und Ländern mittlerweile in 
einem Ausmaß auseinanderentwi-
ckelt, dass die Grenze der Verfas-
sungswidrigkeit erreicht ist.

Herzliche Grüße

Marco Rech, 
Mitglied des Präsidiums des DRB
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1. Richter und Staatsanwälte haben in allen Bun-
desländern „dieselben Aufgaben- und Verant-
wortungsbereiche“

Das Bundesverfassungsgericht hat 
anlässlich der Einführung der bun-
deseinheitlichen R-Besoldung in 
den 1970er-Jahren dargelegt, dass 
eine höhere Besoldung von Rich-
tern in einem Bundesland gegen-
über anderen deutschen Richtern 
angesichts ihrer gleichen Aufga-
benstellung und Verantwortungs-
bereiche nicht gerechtfertigt ist.

Hintergrund: Hessens Richter hät-
ten damals mit der bundeseinheit-
lichen Besoldung schlechter dage-
standen als vorher.

Eine Ungleichbehandlung der Rich-
ter und Staatsanwälte kann nur 
durch eine bundeseinheitliche Be-
soldung verhindert werden.

2. Nur eine bundeseinheitliche Besoldung kann 
die richterliche Unabhängigkeit wahren

Im Hinblick auf die richterliche Un-
abhängigkeit ist auch beim Besol-
dungsrecht jede vermeidbare Ein-
flussnahme der Exekutive auf die 
Justiz auszuschließen. Da es eine 
richterliche Selbstverwaltung mit 

eigenem Budgetrecht noch nicht 
gibt, muss der Einfluss der Exeku-
tive in Besoldungsfragen auf ein 
Minimum reduziert werden.
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3. Überragende Bedeutung der Dritten Gewalt für 
den Rechtsstaat und die Demokratie

Das Bundesverfassungsgericht hat 
in einem Urteil vom 15. November 
1971 (2 BvF 1/70) zur R-Besoldung 
Unterschiede zur Beamtenbesol-
dung dargelegt. Die funktionsge-
rechte Richter-Besoldung ist dem-
nach von besonderer Bedeutung 
und muss anders konzipiert und in 
ihrem Aufbau anders angelegt sein 
als die allgemeine Beamtenbesol-
dung.

Mit dieser „besonderen Bedeu-
tung“ der R-Besoldung verträgt 
es sich nicht, dass Richter in den 
einzelnen Bundesländern unter-
schiedlich besoldet und daher wie 
Beamte der Länder oder des Bun-
des behandelt werden. Die Wich-
tigkeit der Tätigkeit der Richter für 
das Funktionieren des Rechtsstaa-
tes gebietet vielmehr eine einheit-
liche Besoldung.

4. Nur durch ein bundeseinheitliches Einkom-
men kann eine durchgehend amtsangemessene  
Besoldung erreicht werden

Nach Auffassung des DRB ist die 
Besoldung der Richter und Staats-
anwälte in allen Bundesländern 
amtsunangemessen zu niedrig und 
damit verfassungswidrig. Die Ver-
fassungswidrigkeit muss allerdings 
in jahrelangen gerichtlichen Verfah-
ren für jedes Bundesland geson-
dert festgestellt werden, da eine 
Entscheidung in einem Bundesland 
keine materielle Rechtskraft für ein 

anderes Bundesland besitzt. Damit 
ist es de facto unmöglich, in allen 
Ländern zeitgleich amtsangemes-
sene Besoldungen der Richter zu 
erreichen. Die fortdauernde verfas-
sungswidrig zu niedrige Besoldung 
stellt eine permanente Schwächung 
der dritten Gewalt und damit des  
Rechtsstaats dar. Dies kann nur 
durch eine bundeseinheitliche Be-
soldung vermieden werden.
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5. Richter und Staatsanwälte wenden in jedem 
Bundesland einheitliches Recht an, daher ist eine 
einheitliche Bezahlung erforderlich

Weit überwiegend wenden Rich-
ter und Staatsanwälte materielles 
Recht und Verfahrensrecht an, das 
in allen Bundesländern gleicher-
maßen gilt. Ebenfalls wird die auf 
den einzelnen Richter und Staats-
anwalt entfallene Arbeitslast nach 
dem bundeseinheitlichen Verfah-
ren PEBB§Y ermittelt. Hier tritt 

der allgemein geltende Grundsatz 
„Gleiches Geld für gleiche Arbeit“ 
besonders hervor. Warum soll dann 
ein Richter oder Staatsanwalt im 
Saarland für die Anwendung des 
BGB oder des StGB sowie für die 
Auslegung der StPO oder der ZPO 
weniger Geld erhalten als ein Kolle-
ge in Bayern?

6. Gerichtsaufbau und Instanzenzug in Deutsch-
land erfordern eine einheitliche Besoldung

Der Aufbau der Gerichte und der 
Instanzenzug sind in Deutschland 
länderübergreifend und bundes-
einheitlich geregelt. Sofern die pro-
zessualen Voraussetzungen vorlie-
gen, entscheiden Bundesgerichte 
über Rechtsmittel gegen Urteile der 
Instanzgerichte. Durch diese auch 
vom Grundgesetz in Artikel 95 ge-
wollte Struktur wird die über die 
Grenzen der einzelnen Länder hin-
ausgehende Bundeseinheitlichkeit 
der Rechtsprechung und der drit-
ten Gewalt deutlich.

Eine ungleiche Besoldung durch die 
Länder läuft dieser Struktur zuwi-
der und gefährdet sie, da es keinen 
rechtfertigenden Grund dafür gibt, 
dass die in dieser Einheit zusam-
mengefassten Richter und Staats-
anwälte unterschiedlich besoldet 
werden. Daher ist es zwingend er-
forderlich, dass alle vergleichbaren 
Richter und Staatsanwälte bundes-
einheitlich gleich entlohnt werden. 
Nichts anderes gilt für Rechtsanwäl-
te und Notare, für die jeweils auch 
nur eine bundeseinheitliche Vergü-
tungsordnung gilt.
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7. Wettlauf zwischen den einzelnen Bundeslän-
dern um die besten Kräfte vermeiden

Durch die unterschiedliche Besol-
dung in den Bundesländern wird 
es absehbar zu einem sogenann-
ten Staubsaugereffekt kommen, 
wonach die Besten in die Bundes-
länder abwandern, die eine höhe-
re Besoldung gewähren. Das wird 
angesichts der drohenden Pen-

sionierungswelle in der Justiz zu  
einem Ungleichgewicht der Quali-
tät in den Bundesländern führen. 
Eine bundeseinheitliche Besoldung 
würde einen Wechsel von Richtern 
oder Staatsanwälten zwischen den 
Bundesländern erleichtern.

8. Keine Besoldung nach Kassenlage

Durch eine bundeseinheitliche 
Besoldung wird verhindert, dass 
einzelne finanzschwache Bundes-
länder die Besoldung kürzen oder 
Besoldungserhöhungen nicht um-
setzen, um ihren Landeshaushalt 
zu sanieren. Die bundeseinheit-
liche Besoldung ist ein effektiver 
Schutz vor solchen Maßnahmen.

Durch die Bundeseinheitlichkeit 
kann auch verhindert werden, dass 
einzelne Bundesländer sich dar-
in überbieten, die Besoldung zu 
reduzieren, und sich damit recht-
fertigen, dass die Besoldungslage 
in anderen Bundesländern noch 
schlechter sei.
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9. Nachwuchsgewinnung

Aktuelle Untersuchungen zeigen, 
warum es immer schwerer wird, 
junge Juristen für eine Laufbahn 
als Richter oder Staatsanwalt zu 
gewinnen. Ein Beispiel aus der 
Studie der Kienbaum Consultants 
International GmbH im Auftrag des 
DRB: Hinkten die Einstiegsgehälter 
der Justizjuristen vor 25 Jahren um 
knapp 30000 Euro den Einkünften 
in Großkanzleien hinterher, ist der 
Gehaltsvorsprung der Anwälte heu-
te auf knapp 70000 Euro pro Jahr 
gewachsen. Diese Schere entwi-
ckelt sich im weiteren Berufsleben 
immer weiter auseinander, da sich 
die Gehälter bei Anwälten und Un-
ternehmensjuristen mit zunehmen-
der Erfahrung um ein Vielfaches 
stärker entwickeln als bei Richtern 
und Staatsanwälten. Im Wettbe-
werb um die besten Nachwuchs-
juristen drohen insbesondere die 
Länder am Ende der Besoldungsta-
belle den Anschluss uneinholbar zu 
verlieren. In vielen Ländern muss-
ten die Notenanforderungen für 
beide juristischen Staatsexamina 
abgesenkt werden, um einen aus-
reichend großen Bewerberpool zu 
erhalten. Teilweise können Stellen 

bei Gericht oder Staatsanwaltschaft 
nicht zeitnah besetzt werden. Die 
schon jetzt sehr angespannte Situ-
ation wird sich in den kommenden 
Jahren immer weiter verschärfen, 
denn auf die deutsche Justiz rollt 
eine große Pensionierungswelle 
zu. Rund 40 Prozent aller Juristen 
scheiden bundesweit bis 2030 
aus dem Dienst aus, die Justiz ver-
liert mehr als 10000 Richter und 
Staatsanwälte. In den neuen Bun-
desländern sind in den nächsten  
15 Jahren sogar fast zwei Drittel aller 
Juristen in Gerichten und Staatsan-
waltschaften zu ersetzen. Das geht 
aus der DRB-Studie „Die personel-
le Zukunftsfähigkeit der Justiz in 
der Bundesrepublik Deutschland“ 
hervor. Gleichzeitig drängen aber 
immer weniger Nachwuchsjuristen 
in die Justiz. Eine vorbeugende Per-
sonalpolitik muss jetzt beginnen. 
Mit einer Besoldungslandschaft, in 
der sich viele Länder mit Kürzungen 
überbieten oder Erhöhungen nicht 
oder unzureichend umsetzen, kön-
nen diese Schwierigkeiten nicht be-
seitigt werden. Erforderlich ist eine 
bundeseinheitliche Besoldung auf 
amtsangemessenem Niveau.
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10. Keine Richter und Staatsanwälte erster und 
zweiter Klasse

Es besteht die Gefahr, dass die 
Richter und Staatsanwälte, die in 
einem Bundesland geringer besol-
det werden, als geringer qualifi-

ziert und weniger geeignet angese-
hen werden. Dies muss durch eine 
bundeseinheitliche Besoldung ver-
hindert werden.
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